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1. Berufungsprozesse (reguläres Verfahren, Ausschreibungsverzicht, Genie-
klausel)  

 

§ 50 HochSchG1 Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern 
(1) 1Freie oder frei werdende Stellen für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
werden von der Hochschule rechtzeitig öffentlich, in der Regel international, ausge-
schrieben. 2Die Ausschreibung muss Art und Umfang der zu erfüllenden Aufgaben 
enthalten. 3Die Ausschreibungstexte bedürfen der Zustimmung des Präsidiums. 
4Von der Ausschreibung einer Professur kann das Präsidium auf Vorschlag des 
Fachbereichsrats absehen, wenn 
1. eine Professorin oder ein Professor in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder 

einem befristeten Beschäftigungsverhältnis auf dieselbe oder eine höherwertige 
Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis oder 

2. eine Professorin oder ein Professor aus einem Teilzeitbeschäftigungsverhältnis 
auf eine Vollzeitprofessur oder 

3. eine Juniorprofessorin oder ein Juniorprofessor auf eine Professur in einem Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnis oder 

4. in einem begründeten Ausnahmefall eine Professorin oder ein Professor in ei-
nem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis mit Zustimmung des fachlich zuständigen Ministeriums auf eine 
höherwertige Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem 
unbefristeten Beschäftigungsverhältnis oder 

5. eine Nachwuchsgruppenleiterin oder ein Nachwuchsgruppenleiter, die oder der 
durch ein hochschulübergreifendes Förderprogramm gefördert wird, das seiner-
seits ein Ausschreibungs- und Begutachtungsverfahren vorsieht, auf eine Pro-
fessur in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder einem befristeten Beschäfti-
gungsverhältnis oder 

6. eine Professorin oder ein Professor in ein Forschungskolleg nach § 13 oder 
7. eine Professorin oder ein Professor mit Zustimmung des fachlich zuständigen 

Ministeriums auf eine Stiftungsprofessur oder 
8. in einem begründeten Ausnahmefall eine in besonderer Weise qualifizierte Per-

son mit Zustimmung des fachlich zuständigen Ministeriums auf eine im Hinblick 
auf die Stärkung der Qualität und Profilbildung im besonderen Interesse der Uni-
versität liegende Professur 

berufen werden soll. 
(2) 1Das Berufungsverfahren ist gendergerecht im Sinne des § 4 Abs. 2 Satz 1 zu 
gestalten; die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs ist an dem gesamten 
Berufungsverfahren von Beginn an zu beteiligen; dies gilt entsprechend für die 
Gleichstellungsbeauftragte der Hochschule für Musik Mainz und der Kunsthoch-
schule Mainz. 2Die Präsidentin oder der Präsident wirkt bei der Erstellung des Beru-
fungsvorschlags mit, insbesondere hinsichtlich der Zusammensetzung der Beru-
fungskommission und der Einholung auswärtiger Gutachten. 3Das Nähere regelt die 
Grundordnung. 
(3) Die Hochschule regelt in einem von dem Senat zu beschließenden Qualitätssi-
cherungskonzept, das der Zustimmung des fachlich zuständigen Ministeriums 
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bedarf, die Verfahren gemäß Absatz 1 Satz 4 Nr. 1, 3 bis 5 und 8 sowie § 54 Abs. 2 
Satz 3 und § 55 Abs. 3 Satz 2 durch Satzung. 
(4) 1Berufungen gemäß Absatz 1 Satz 4 Nr. 1 bis 4 erfolgen durch die Präsidentin 
oder den Präsidenten. 2Das fachlich zuständige Ministerium soll darüber hinaus 
seine Befugnis zur Berufung von Professorinnen und Professoren auf Antrag einer 
Hochschule ganz oder teilweise jeweils befristet auf drei Jahre der Präsidentin oder 
dem Präsidenten der Hochschule übertragen. 3In diesem Falle schließt es mit der 
Präsidentin oder dem Präsidenten eine Vereinbarung über die bei der Berufung an-
zuwendenden Kriterien, den betreffenden Personenkreis und die Mitwirkung des 
fachlich zuständigen Ministeriums; Voraussetzung dafür ist die Vorlage eines vom 
Senat zu beschließenden Berufungsleitfadens und eines Qualitätssicherungskon-
zepts nach Absatz 3. 4Die Präsidentin oder der Präsident berichtet dem fachlich zu-
ständigen Ministerium über die Umsetzung des übertragenen Berufungsrechts. 
5Wird die Übertragung erneut beantragt, erfolgt die Entscheidung des fachlich zu-
ständigen Ministeriums auf der Grundlage des Berichts nach Satz 4. 6Bei erneuter 
Beantragung soll das fachlich zuständige Ministerium der Präsidentin oder dem Prä-
sidenten das Berufungsrecht dauerhaft übertragen; die Sätze 3 und 4 finden Anwen-
dung. 7Wird das Berufungsrecht nicht nach Satz 6 dauerhaft übertragen, finden nach 
Maßgabe des fachlich zuständigen Ministeriums die Sätze 2 bis 4 oder Absatz 7 
Anwendung. 
(5) 1Im Falle der Übertragung des Berufungsrechts auf die Präsidentin oder den Prä-
sidenten leitet der Fachbereich dieser oder diesem für die Berufung auf eine Profes-
sur spätestens sechs Monate nach Ablauf der Bewerbungsfrist einen Besetzungs-
vorschlag zu, der drei Personen umfassen soll. 2Dem Vorschlag sind eine Übersicht 
über die eingegangenen Bewerbungen und die Bewerbungsunterlagen der Listen-
platzierten sowie die Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten und, sofern 
vorliegend, die Stellungnahme der Studierenden und der Schwerbehindertenvertre-
tung beizufügen. 3Anschließend holt die Präsidentin oder der Präsident die Zustim-
mung des Senats zu dem Besetzungsvorschlag ein. 4Wird die Zustimmung des Se-
nats erteilt, so erfolgt die Berufung durch die Präsidentin oder den Präsidenten. 5In 
den Besetzungsvorschlag dürfen auch Personen aufgenommen werden, die sich 
nicht beworben haben; Mitglieder der eigenen Hochschule dürfen nur in begründe-
ten Ausnahmefällen in den Besetzungsvorschlag aufgenommen werden. 6Bei der 
Berufung auf eine Professur können Mitglieder der eigenen Hochschule in der Regel 
nur dann berücksichtigt werden, wenn sie nach ihrer Promotion die Hochschule ge-
wechselt hatten oder mindestens zwei Jahre außerhalb der berufenden Hochschule 
wissenschaftlich tätig waren; dies gilt auch bei der Einstellung als Juniorprofessorin 
oder als Juniorprofessor nach § 54 oder im Rahmen eines Tenure Track nach § 55. 
(6) 1Im Falle der fehlenden Zustimmung des Senats zum Besetzungsvorschlag soll 
die Präsidentin oder der Präsident dem Fachbereich Gelegenheit zur Stellungnahme 
geben; sie oder er kann insbesondere zusätzliche Gutachten anfordern. 2Sodann 
entscheidet der Senat erneut. 3Erfolgt keine Zustimmung des Senats, so ist das Be-
rufungsverfahren beendet und es ist ein neues Berufungsverfahren nach Absatz 5 
einzuleiten. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend bei der Abweichung einer Stel-
lungnahme bezüglich des ersten Listenplatzes des Besetzungsvorschlags. 5Sofern 
die Abweichung einer Stellungnahme sich auf eine Änderung der Reihenfolge wei-
terer Listenplätze bezieht, gilt Satz 1 entsprechend. 
(7) 1Erfolgt keine Übertragung des Berufungsrechts gemäß Absatz 4 Satz 2 oder 
Satz 6, so legt die Hochschule für die Berufung auf eine Professur spätestens sechs 
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Monate nach Ablauf der Bewerbungsfrist dem fachlich zuständigen Ministerium ei-
nen Besetzungsvorschlag vor, der drei Personen umfassen soll; Absatz 5 Satz 2, 5 
und 6 findet Anwendung. 2Wird die Zustimmung des Senats erteilt, so erfolgt die 
Berufung durch das fachlich zuständige Ministerium. 3Im Falle einer Abweichung von 
der Reihenfolge im Besetzungsvorschlag kann der Hochschule Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben werden. 
(8) Die Hochschule darf Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern zeitlich befris-
tete Zusagen im Rahmen der vorhandenen Ausstattung machen. 
(9) 1Die Präsidentin oder der Präsident kann einer Person vorübergehend für min-
destens ein Semester die Wahrnehmung der Aufgaben einer Professorin oder eines 
Professors übertragen, insbesondere aus Anlass einer Inanspruchnahme von Mut-
terschutz, Elternzeit oder Pflegezeit, im Falle der Freistellung zur Durchführung be-
sonderer Forschungs- oder Entwicklungsvorhaben (§ 53) oder bis zur endgültigen 
Besetzung einer Professur (Vertretungsprofessur); die Bestimmungen der Absätze 
1 bis 7 sind nicht anzuwenden. 2Die Vertretungsprofessur ist ein öffentlich-rechtli-
ches Verhältnis eigener Art; sie begründet kein Dienstverhältnis. 3Wird mit einer Be-
amtin oder einem Beamten im Landesdienst ein öffentlich-rechtliches Dienstverhält-
nis zu einem anderen Dienstherrn oder zu einer Einrichtung ohne Dienstherrneigen-
schaft begründet, so ist sie oder er abweichend von § 22 Abs. 2 Satz 1 des Beam-
tenstatusgesetzes (BeamtStG) nicht entlassen, wenn sie oder er für die Wahrneh-
mung einer Vertretungsprofessur beurlaubt wird. 
(10) 1Die Hochschule kann jeweils für einen im Voraus begrenzten Zeitraum für be-
stimmte Aufgaben in Forschung, Lehre, Kunst und Weiterbildung Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer anderer Hochschulen oder Persönlichkeiten aus der wis-
senschaftlichen oder künstlerischen Praxis, die die Voraussetzungen für eine Pro-
fessur erfüllen, als Gastprofessorinnen oder Gastprofessoren bestellen. 2§ 33 Abs. 
2 BeamtStG gilt entsprechend. 
(11) 1Zur Förderung der Zusammenarbeit bei der Wahrnehmung öffentlich-rechtli-
cher Aufgaben zwischen einer Hochschule und einer Forschungseinrichtung außer-
halb des Hochschulbereichs gemäß § 10 Abs. 1 sollen diese in geeigneten Fällen 
gemeinsame Berufungsverfahren durchführen. 2Personen, die die Einstellungsvo-
raussetzungen nach § 49 oder § 54 erfüllen, können aufgrund eines gemeinsamen 
Berufungsverfahrens in die mitgliedschaftsrechtliche Stellung einer Hochschullehre-
rin oder eines Hochschullehrers nach § 37 Abs. 2 Nr. 1 an der Hochschule, die am 
gemeinsamen Berufungsverfahren beteiligt war, berufen werden. 3Die Personen 
werden in diesem Fall in der Regel in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis nur 
an der am gemeinsamen Berufungsverfahren beteiligten Forschungseinrichtung au-
ßerhalb des Hochschulbereichs beschäftigt. 4Ihnen können die sich aus § 48 erge-
benden Aufgaben übertragen werden. 5Für die gemeinsam berufenen Juniorprofes-
sorinnen und Juniorprofessoren gilt § 54 sinngemäß. 6Die nach Satz 2 berufenen 
Personen sind verpflichtet, mindestens zwei Lehrveranstaltungsstunden an der am 
gemeinsamen Berufungsverfahren beteiligten Hochschule zu lehren. 7Sie sind Mit-
glieder der Hochschule in der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer für die Dauer des Beschäftigungsverhältnisses an der Forschungseinrichtung au-
ßerhalb des Hochschulbereichs, ohne an der Hochschule gemäß § 36 Abs. 1 haupt-
beruflich tätig zu sein. 8Das fachlich zuständige Ministerium kann für die Dauer des 
Beschäftigungsverhältnisses die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung 
„Universitätsprofessorin“ oder „Universitätsprofessor“, wenn am gemeinsamen Be-
rufungsverfahren eine Hochschule für angewandte Wissenschaften beteiligt ist, der 
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Berufsbezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ oder wenn eine Juniorprofessorin 
oder ein Juniorprofessor berufen wurde, der Berufsbezeichnung „Juniorprofessorin“ 
oder „Juniorprofessor“ verleihen. 
 

§ 54 HochSchG Juniorprofessur 

(1) 1Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sind neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen 
1. ein erfolgreich abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung, die gesondert nachzuweisen ist, und 
3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch eine 

qualifizierte Promotion nachgewiesen wird. 
2Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tier-
ärztlichen Aufgaben sollen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt 
nachweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet in Rheinland-Pfalz eine entspre-
chende Weiterbildung vorgesehen ist. 3§ 49 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend. 4Die 
Dauer der wissenschaftlichen Tätigkeit nach der Promotion übersteigt in der Regel 
sechs Jahre, im Bereich der Medizin neun Jahre, nicht. 
(2) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden von der Präsidentin oder 
dem Präsidenten einer Universität auf Vorschlag des Fachbereichs für die Dauer von 
sechs Jahren zu Beamtinnen oder Beamten auf Zeit ernannt. 2Es findet eine Evalu-
ierung mit orientierendem Charakter zum Leistungsstand in Lehre und Forschung 
oder Kunst frühestens nach dem dritten und spätestens vor Ablauf des vierten Be-
schäftigungsjahres statt. 3Das Evaluierungsverfahren regelt die Universität in dem 
Qualitätssicherungskonzept nach § 50 Abs. 3. 4Eine Verlängerung ist, abgesehen 
von den Fällen des § 60 Abs. 2, 5 und 7, nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute 
Einstellung als Juniorprofessorin oder Juniorprofessor. 5§ 51 Abs. 3 Satz 1 und 2 gilt 
entsprechend. 
(3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, gelten für die Juniorprofessorin-
nen und Juniorprofessoren die Vorschriften für Beamtinnen und Beamte auf Lebens-
zeit entsprechend. 
(4) 1Anstelle des Beamtenverhältnisses auf Zeit kann auch ein befristetes privat-
rechtliches Dienstverhältnis begründet werden. 2In diesem Falle gelten die Absätze 
1 und 2 und § 51 Abs. 4 Satz 3 entsprechend. 
 
§ 56 HochSchG Tandem-Professur 
(1) 1Hinsichtlich der Einstellungsvoraussetzungen gilt § 54. 2Die Berufung erfolgt 
durch die Präsidentin oder den Präsidenten einer Hochschule für angewandte Wis-
senschaften auf Vorschlag des Fachbereichs für die Dauer von bis zu drei Jahren 
auf der Grundlage eines privatrechtlichen Dienstverhältnisses, soweit dies in der 
Ausschreibung vorgesehen ist. 3Eine Verlängerung ist, abgesehen von den Fällen 
des § 60 Abs. 2 bis 4, nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute Beschäftigung 
als Tandem-Professorin oder als Tandem-Professor. 
(2) 1Die Beschäftigung an der Hochschule für angewandte Wissenschaften erfolgt 
im hälftigen Umfang einer vollen Professur, wobei der darüber hinausgehende hälf-
tige Beschäftigungsumfang dem Erwerb der dreijährigen außerhochschulischen Be-
rufspraxis nach § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b dient (Tandem-Professur). 2Die Rechte 
und Pflichten an der Hochschule für angewandte Wissenschaften werden dienstver-
traglich geregelt. 3Die Vergütung orientiert sich an der für die Juniorprofessorinnen 
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und Juniorprofessoren geltenden Besoldungsgruppe entsprechend dem hälftigen 
Umfang. 4Erfolgt der Nachweis der besonderen Befähigung zu wissenschaftlicher 
Arbeit durch eine Promotion gemäß Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 54 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3, darf eine Berufung nicht erfolgen, sofern die Promotion auf der Grund-
lage eines kooperativen Promotionsverfahrens erworben wurde und die berufende 
Hochschule für angewandte Wissenschaften hieran beteiligt war. 5§ 50 Abs. 5 Satz 
6 findet keine Anwendung. 6§ 51 Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 7Die Hochschule 
für angewandte Wissenschaften soll mit der Einrichtung außerhalb des Hochschul-
bereichs, in der die dreijährige außerhochschulische Berufspraxis erworben wird, 
einen Vertrag schließen, der zumindest Regelungen enthält über die Verteilung der 
Arbeitszeit, über die Sicherung der Anbindung an die Hochschule, über unterstüt-
zende Personalentwicklungsmaßnahmen und darüber, dass kein finanzieller Aus-
gleich zwischen der Hochschule und der Einrichtung außerhalb des Hochschulbe-
reichs erfolgt. 
(3) 1Soweit dies in der Ausschreibung vorgesehen ist, kann die Hochschule für an-
gewandte Wissenschaften im Rahmen der Einstellung die dauerhafte Übertragung 
einer Professur für den Fall zusagen, dass 
1. die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber in einer dreijährigen Beschäfti-

gungsphase die nach § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b erforderliche mindestens drei-
jährige außerhochschulische Berufspraxis nachweist und 

2. die allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 
2Im Falle des Nachweises der nach § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b erforderlichen min-
destens dreijährigen außerhochschulischen Berufspraxis wird das privatrechtliche 
Dienstverhältnis in ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis oder in ein Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit umgewandelt, soweit die dienstrechtlichen Voraussetzun-
gen hierfür vorliegen. 3Die dauerhafte Übertragung der Professur erfolgt auf eine 
höherwertige Professur. 
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2. Voraussetzungen für die Berufung in das Professor:innenverhältnis 
 

a) Juniorprofessur  

 

§ 54 HochSchG Juniorprofessur 
(1) 1Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sind neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen 
1. ein erfolgreich abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung, die gesondert nachzuweisen ist, und 
3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch eine 

qualifizierte Promotion nachgewiesen wird. 
2Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tier-
ärztlichen Aufgaben sollen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt 
nachweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet in Rheinland-Pfalz eine entspre-
chende Weiterbildung vorgesehen ist. 3§ 49 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend. 4Die 
Dauer der wissenschaftlichen Tätigkeit nach der Promotion übersteigt in der Regel 
sechs Jahre, im Bereich der Medizin neun Jahre, nicht. 
(2) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden von der Präsidentin oder 
dem Präsidenten einer Universität auf Vorschlag des Fachbereichs für die Dauer von 
sechs Jahren zu Beamtinnen oder Beamten auf Zeit ernannt. 2Es findet eine Evalu-
ierung mit orientierendem Charakter zum Leistungsstand in Lehre und Forschung 
oder Kunst frühestens nach dem dritten und spätestens vor Ablauf des vierten Be-
schäftigungsjahres statt. 3Das Evaluierungsverfahren regelt die Universität in dem 
Qualitätssicherungskonzept nach § 50 Abs. 3. 4Eine Verlängerung ist, abgesehen 
von den Fällen des § 60 Abs. 2, 5 und 7, nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute 
Einstellung als Juniorprofessorin oder Juniorprofessor. 5§ 51 Abs. 3 Satz 1 und 2 gilt 
entsprechend. 
(3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, gelten für die Juniorprofessorin-
nen und Juniorprofessoren die Vorschriften für Beamtinnen und Beamte auf Lebens-
zeit entsprechend. 
(4) 1Anstelle des Beamtenverhältnisses auf Zeit kann auch ein befristetes privat-
rechtliches Dienstverhältnis begründet werden. 2In diesem Falle gelten die Absätze 
1 und 2 und § 51 Abs. 4 Satz 3 entsprechend. 

b) Professur  

 

§ 49 HochSchG Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Profes-
soren 
(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren sind neben 
den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen mindestens 
ein erfolgreich abgeschlossenes Hochschulstudium, 
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1. pädagogische Eignung, die in der Regel durch Erfahrungen in der Lehre, Aus-
bildung oder entsprechende hochschuldidaktische Weiterbildung nachgewiesen 
wird, 

2. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch eine 
qualifizierte Promotion nachgewiesen wird, oder besondere Befähigung zu 
künstlerischer Arbeit und 

3. darüber hinaus je nach den Anforderungen der Stelle 
a) für Professorinnen und Professoren an Universitäten zusätzliche wissen-

schaftliche (Absatz 2) oder zusätzliche künstlerische Leistungen oder 
b) für Professorinnen und Professoren an Hochschulen für angewandte Wis-

senschaften besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden in einer mindestens fünfjäh-
rigen beruflichen Praxis, von der mindestens drei Jahre außerhalb des 
Hochschulbereichs ausgeübt worden sein sollen. 

(2) 1Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen nach Absatz 1 Nr. 4 Buchst. a 
können insbesondere im Rahmen einer Juniorprofessur, eines Tenure Tracks, durch 
eine Habilitation oder im Rahmen einer Tätigkeit als wissenschaftliche Mitarbeiterin 
oder wissenschaftlicher Mitarbeiter an einer Hochschule oder einer außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtung oder im Rahmen einer wissenschaftlichen Tätigkeit in der 
Wirtschaft oder in einem anderen gesellschaftlichen Bereich im In- oder Ausland er-
bracht werden. 2Im Falle einer Einstellung nach § 55 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 sind die 
zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen im Rahmen der höchstens sechsjähri-
gen Beschäftigungsphase mit Tenure Track-Zusage zu erbringen. 
(3) 1Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung erziehungs-
wissenschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht, 
soll nur berufen werden, wer eine mindestens dreijährige Schulpraxis nachweist. 
2Professorinnen und Professoren an Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
müssen die Einstellungsvoraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 4 Buchst. b erfüllen; in 
besonders begründeten Ausnahmefällen können solche Professorinnen oder Pro-
fessoren berufen werden, wenn sie die Einstellungsvoraussetzungen nach Absatz 1 
Nr. 4 Buchst. a erfüllen. 
(4) Soweit es der Eigenart des Fachs und den Anforderungen der Stelle entspricht, 
kann abweichend von Absatz 1 Nr. 1 bis 4 und Absatz 2 als Professorin oder Profes-
sor auch eingestellt werden, wer hervorragende fachbezogene Leistungen in der 
Praxis und pädagogische Eignung nachweist. 
(5) Professorinnen und Professoren, die in der Universitätsmedizin ärztliche oder 
zahnärztliche Aufgaben wahrnehmen sollen, müssen zusätzlich die Gebietsarzt- 
oder Gebietszahnarztanerkennung nachweisen, soweit für das betreffende Fachge-
biet in Rheinland-Pfalz eine entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist. 
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3. Sonderfall: Regelungen zu Tenure Track  
 

§ 55 HochSchG Tenure Track 
(1) 1Soweit dies in der Ausschreibung 
1. einer Juniorprofessur oder 
2. in begründeten Fällen einer mit der Besoldungsgruppe W 2 bewerteten Profes-

sur in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder einer befristeten Beschäftigung 
vorgesehen ist, kann im Rahmen der Einstellung die dauerhafte Übertragung einer 
Professur für den Fall zugesagt werden, dass sich die Juniorprofessorin oder der 
Juniorprofessor oder die Professorin oder der Professor in einer höchstens sechs-
jährigen Beschäftigungsphase für die zugesagte Professur bewährt hat (Tenure 
Track) und die allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind; § 60 
bleibt unberührt. 2§ 54 Abs. 1 Satz 4 gilt als Einstellungsvoraussetzung auch für die 
Berufung nach Satz 1 Nr. 2. 3Die höchstens sechsjährige Beschäftigungsphase mit 
Tenure Track-Zusage dient auch dem Erwerb der zusätzlichen wissenschaftlichen 
Leistungen gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a und Abs. 2. 
(2) Im Rahmen einer Berufung mit einer Tenure Track-Zusage findet 
1. eine Evaluierung mit orientierendem Charakter nach Maßgabe von § 54 Abs. 2 

Satz 2 und 
2. eine Abschlussevaluierung über die Feststellung der Bewährung als Hochschul-

lehrerin oder Hochschullehrer auf der Grundlage von bei der Berufung klar defi-
nierten transparenten Kriterien 

statt. 
(3) 1Im Berufungsverfahren sind international ausgewiesene Gutachterinnen und 
Gutachter zu beteiligen. 2Das Berufungsverfahren und die Kriterien zur Berufung so-
wie die Evaluierungsverfahren sind als Teil des Qualitätssicherungskonzepts nach § 
50 Abs. 3 zu regeln. 
(4) 1Im Falle einer erfolgreichen Abschlussevaluierung wird die Professur dauerhaft 
übertragen, soweit die dienstrechtlichen Voraussetzungen hierfür vorliegen. 2Die 
dauerhafte Übertragung der Professur kann auf dieselbe oder auf eine höherwertige 
Professur erfolgen. 3Sofern im Rahmen der Abschlussevaluierung die Bewährung 
nicht festgestellt werden konnte, kann das Beamtenverhältnis mit Zustimmung der 
Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors oder der Professorin oder des Profes-
sors um bis zu ein Jahr verlängert werden. 
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4. Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis/Besoldung  

 

a) Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis 

 
§ 51 HochSchG Dienstrechtliche Stellung der Professorinnen und Professoren 
(1) Die Professorinnen und Professoren werden in ein Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit oder in begründeten Fällen in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen; § 60 
bleibt unberührt. 
(2) 1Die Amtszeit der Professorinnen und Professoren im Beamtenverhältnis auf Zeit 
beträgt höchstens sechs Jahre. 2Eine über die in Satz 1 genannte Zeit hinausge-
hende Verlängerung oder erneute Einstellung ist unzulässig. 3Dies gilt nicht, sofern 
im Anschluss an ein Dienstverhältnis auf Zeit gemäß Absatz 1 ein gleiches Dienst-
verhältnis mit einer neuen und anderen Aufgabe übertragen werden soll. 
(3) 1Auf Professorinnen und Professoren auf Zeit findet § 8 Abs. 2 und 3 Satz 1 LBG 
keine Anwendung. 2Sie sind mit Ablauf ihrer Amtszeit entlassen. 3Werden sie in den 
Fällen des Absatzes 2 Satz 3 weiterverwendet, gilt das Beamtenverhältnis als nicht 
unterbrochen. 
(4) 1Anstelle des Beamtenverhältnisses kann in begründeten Fällen ein privatrecht-
liches Dienstverhältnis begründet werden; für befristete Dienstverhältnisse gilt Ab-
satz 2 entsprechend. 2Im Anschluss an eine Verwendung gemäß Satz 1 oder Absatz 
2 kann ein privatrechtliches Dienstverhältnis bis zu zwei Jahren auch begründet wer-
den, wenn zu erwarten ist, dass die Übernahme in ein Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit bevorsteht. 3Die Vergütung orientiert sich an den für beamtete Professorin-
nen und Professoren in den jeweiligen Besoldungsgruppen geltenden Bestimmun-
gen. 4Das fachlich zuständige Ministerium kann die Berechtigung zur Führung der 
Berufsbezeichnung „Universitätsprofessorin“ oder „Universitätsprofessor“ oder „Pro-
fessorin“ oder „Professor“ verleihen. 
 
§ 52 HochSchG Sonderregelungen für Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer 
(1) 1Die beamtenrechtlichen Bestimmungen über die Laufbahnen und den einstwei-
ligen Ruhestand sind auf Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nicht anzuwen-
den. 2Die Bestimmungen des Landesbeamtengesetzes über die Arbeitszeit mit Aus-
nahme der §§ 75 bis 78 LBG sind nicht anzuwenden; erfordert jedoch der Aufgaben-
bereich einer Hochschuleinrichtung eine regelmäßige oder planmäßige Anwesen-
heit, so können für bestimmte Beamtengruppen die Bestimmungen über die Arbeits-
zeit durch Rechtsverordnung des fachlich zuständigen Ministeriums im Einverneh-
men mit den für das Beamtenrecht und für das Haushaltswesen zuständigen Mini-
sterien für anwendbar erklärt werden; die Bestimmungen über den Verlust der Be-
züge wegen nicht genehmigten schuldhaften Fernbleibens vom Dienst sind anzu-
wenden. 3Das fachlich zuständige Ministerium regelt im Einvernehmen mit dem für 
das finanzielle öffentliche Dienstrecht zuständigen Ministerium durch Rechtsverord-
nung Höchstaltersgrenzen für die Berufung von Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrern. 
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(2) 1Beamtete Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer können nur mit ihrer Zu-
stimmung abgeordnet oder versetzt werden. 2Abordnung und Versetzung in ein 
gleichwertiges Amt an einer anderen Hochschule sind auch ohne ihre Zustimmung 
zulässig, wenn die Hochschule oder die Hochschuleinrichtung, an der sie tätig sind, 
aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule zusammengeschlossen wird oder 
wenn die Studien- oder Fachrichtung, in der sie tätig sind, ganz oder teilweise auf-
gegeben oder an eine andere Hochschule verlegt wird; in diesen Fällen beschränkt 
sich eine Mitwirkung der aufnehmenden Hochschule oder Hochschuleinrichtung auf 
eine Anhörung. 
(3) 1Professorinnen und Professoren im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit treten mit 
dem Ablauf des letzten Monats des Semesters, in dem sie die Altersgrenze errei-
chen, in den Ruhestand. 2Dies gilt auch bei vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand 
im Sinne von § 39 LBG. 3Satz 1 gilt nicht für Professorinnen und Professoren, deren 
Beurlaubung für die Ernennung in ein Beamtenverhältnis auf Zeit als Präsidentin 
oder Präsident oder als Vizepräsidentin oder Vizepräsident wegen des Erreichens 
der Altersgrenze endet. 
(4) 1Für Professorinnen und Professoren ist ihre Amtsbezeichnung zugleich eine 
akademische Bezeichnung. 2Sie darf auch nach dem Ausscheiden aus dem Dienst 
ohne den Zusatz „außer Dienst (a. D.)“ geführt werden; auf Vorschlag der Hoch-
schule kann das fachlich zuständige Ministerium die Weiterführung wegen Unwür-
digkeit untersagen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten für die Berufsbezeichnung nach § 51 
Abs. 4 Satz 4 entsprechend. 
 
§ 54 HochSchG Juniorprofessur 
(1) 1Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sind neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen 
3. ein erfolgreich abgeschlossenes Hochschulstudium, 
4. pädagogische Eignung, die gesondert nachzuweisen ist, und 
5. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch eine 

qualifizierte Promotion nachgewiesen wird. 
2Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tier-
ärztlichen Aufgaben sollen zusätzlich die Anerkennung als Fachärztin oder Facharzt 
nachweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet in Rheinland-Pfalz eine entspre-
chende Weiterbildung vorgesehen ist. 3§ 49 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend. 4Die 
Dauer der wissenschaftlichen Tätigkeit nach der Promotion übersteigt in der Regel 
sechs Jahre, im Bereich der Medizin neun Jahre, nicht. 
(2) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden von der Präsidentin oder 
dem Präsidenten einer Universität auf Vorschlag des Fachbereichs für die Dauer von 
sechs Jahren zu Beamtinnen oder Beamten auf Zeit ernannt. 2Es findet eine Evalu-
ierung mit orientierendem Charakter zum Leistungsstand in Lehre und Forschung 
oder Kunst frühestens nach dem dritten und spätestens vor Ablauf des vierten Be-
schäftigungsjahres statt. 3Das Evaluierungsverfahren regelt die Universität in dem 
Qualitätssicherungskonzept nach § 50 Abs. 3. 4Eine Verlängerung ist, abgesehen 
von den Fällen des § 60 Abs. 2, 5 und 7, nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute 
Einstellung als Juniorprofessorin oder Juniorprofessor. 5§ 51 Abs. 3 Satz 1 und 2 gilt 
entsprechend. 
(3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, gelten für die Juniorprofessorin-
nen und Juniorprofessoren die Vorschriften für Beamtinnen und Beamte auf Lebens-
zeit entsprechend. 
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(4) 1Anstelle des Beamtenverhältnisses auf Zeit kann auch ein befristetes privat-
rechtliches Dienstverhältnis begründet werden. 2In diesem Falle gelten die Absätze 
1 und 2 und § 51 Abs. 4 Satz 3 entsprechend. 
 
§ 60 HochSchG Sonderregelungen für Beamtinnen und Beamte auf Zeit und 
befristete Beschäftigungsverhältnisse 
(1) Das Dienstverhältnis der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer auf Zeit und 
der wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Uni-
versitäten in Beamtenverhältnissen auf Zeit ist auf Antrag der Beamtin oder des Be-
amten aus den in Absatz 2 genannten Gründen zu verlängern, sofern dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen. 
(2) 1Gründe einer Verlängerung sind: 
1. Beurlaubung nach den § 76, § 76 a und § 77 LBG, 
2. Beurlaubung für die Wahrnehmung eines Mandats in der gesetzgebenden Kör-

perschaft eines anderen Landes, wenn das Amt nach den gesetzlichen Bestim-
mungen dieses Landes mit dem Mandat vereinbar ist, 

3. Beurlaubung für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit oder eine 
außerhalb des Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführte wissenschaft-
liche, künstlerische oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung und 

4. Inanspruchnahme von Elternzeit nach § 19 a der Urlaubsverordnung und Be-
schäftigungsverbot nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 der Mutterschutzverordnung Rhein-
land-Pfalz vom 10. Oktober 2018 (GVBl. S. 369, BS 2030-1-23) in der jeweils 
geltenden Fassung in dem Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht erfolgt 
ist. 

2Absatz 1 gilt entsprechend im Falle 
1. einer Teilzeitbeschäftigung gemäß § 75 und § 76 a LBG oder 
2. einer Ermäßigung der Arbeitszeit aus dem in Satz 1 Nr. 2 genannten Grund, 

wenn die Ermäßigung mindestens ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit be-
trug. 

(3) 1Eine Verlängerung nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 oder Satz 2 darf den Umfang 
der Beurlaubung oder der Ermäßigung der Arbeitszeit und zwei Jahre nicht über-
schreiten; mehrere Verlängerungen dürfen insgesamt drei Jahre nicht überschreiten. 
2Verlängerungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 dürfen, auch wenn sie mit anderen Ver-
längerungen zusammentreffen, insgesamt vier Jahre nicht überschreiten. 
(4) Für Beamtinnen und Beamte, die zur Wahrnehmung von Aufgaben in einer Per-
sonal- oder Schwerbehindertenvertretung oder von Aufgaben einer Gleichstellungs-
beauftragten für mindestens ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit freigestellt wor-
den sind, gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 
(5) Unabhängig von den in Absatz 2 geregelten Verlängerungsmöglichkeiten kann 
das Beamtenverhältnis auf Zeit von Professorinnen und Professoren im Falle einer 
Berufung nach § 55, von Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sowie von wis-
senschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf Antrag der 
Beamtin oder des Beamten bei Betreuung eines oder mehrerer Kinder unter 18 Jah-
ren um bis zu zwei Jahre je betreutem Kind verlängert werden, soweit dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen und die Verlängerung notwendig ist, um die nach § 49 
Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a erforderlichen zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen er-
folgreich nachzuweisen. 
(6) 1Die in den Absätzen 2 und 5 geregelten Verlängerungsmöglichkeiten gelten im 
Falle einer Berufung nach § 55 mit der Maßgabe, dass Verlängerungen, auch wenn 
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sie mit mehreren oder anderen Verlängerungen zusammentreffen, die Dauer von 
insgesamt zwei Jahren nicht überschreiten dürfen. 2Insoweit findet Absatz 3 keine 
Anwendung. 
(7) Unbeschadet der Absätze 1 bis 6 können Beamtenverhältnisse auf Zeit, die der 
Qualifizierung dienen, auf Antrag um insgesamt höchstens zwölf Monate verlängert 
werden, soweit die Qualifizierung aufgrund von Auswirkungen einer Naturkatastro-
phe oder einer anderen außergewöhnlichen Notsituation, die zu erheblichen und 
längerfristig andauernden Einschränkungen des Hochschul- und Wissenschaftsbe-
triebs führen und die die Beamtin oder der Beamte nicht zu vertreten hat, gefährdet 
ist. 
(8) Soweit für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ein befristetes Beschäfti-
gungsverhältnis begründet worden ist, gelten die Absätze 1 bis 7 entsprechend. 
 
§ 7 BeamtStG2 Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses 
(1) 1In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer 
1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgeset-

zes ist oder die Staatsangehörigkeit 
a) eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder 
c) eines Drittstaates, dem die Bundesrepublik Deutschland und die Europäi-

sche Union vertraglich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung 
von Berufsqualifikationen eingeräumt haben, 

besitzt, 
2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundord-

nung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten, und 
3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung besitzt. 
2In das Beamtenverhältnis darf nicht berufen werden, wer unveränderliche Merkmale 
des Erscheinungsbilds aufweist, die mit der Erfüllung der Pflichten nach § 34 Absatz 
2 nicht vereinbar sind. 
(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur eine Deutsche oder ein Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes in ein Beamtenverhältnis beru-
fen werden. 
(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 können nur zugelassen werden, 
wenn 
1. für die Gewinnung der Beamtin oder des Beamten ein dringendes dienstliches 

Interesse besteht oder 
2. bei der Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und anderen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals in das Beamtenverhältnis andere wichtige Gründe vorliegen. 

b) Besoldung 

 
§ 36 LBesG3 Landesbesoldungsordnung W 
1Die Ämter der Professorinnen und Professoren, Präsidentinnen und Präsidenten, 
Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten, Rektorinnen und Rektoren, Prorektorinnen 
und Prorektoren sowie Kanzlerinnen und Kanzler und ihre Besoldungsgruppen sind 
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in der Landesbesoldungsordnung W (Anlage 4) geregelt. 2Die Grundgehaltssätze 
der Besoldungsgruppen sind in der Anlage 6 ausgewiesen. 
 
§ 37 LBesG Leistungsbezüge 
(1) 1In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 können nach Maßgabe der nachfol-
genden Vorschriften neben dem gewährten Grundgehalt variable Leistungsbezüge 
vergeben werden: 
1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen, 
2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nach-

wuchsförderung sowie 
3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen 

der Hochschulselbstverwaltung oder der Hochschulleitung. 
2Leistungsbezüge nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 können nebeneinander vergeben werden. 
3Nach zehn Jahren hauptberuflicher professoraler Tätigkeit an einer Hochschule, die 
nicht Zeiten der beruflichen Qualifizierung sind, werden Leistungsbezüge gemäß 
Satz 1 als Mindestbetrag in einer Gesamthöhe nach Anlage 6 durch die Hochschule 
garantiert; dabei gelten als professorale Tätigkeiten auch Zeiten einer hauptberufli-
chen Wahrnehmung von Funktionen der Hochschulselbstverwaltung oder der Hoch-
schulleitung. 
(2) Zeiten nach Absatz 1 Satz 3 werden durch folgende Unterbrechungszeiten nicht 
gemindert: 
1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind, 
2. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürfti-

gen nahen Angehörigen (Eltern, Schwiegereltern, Ehegattinnen oder Ehegatten, 
Lebenspartnerinnen oder Lebenspartnern, Geschwistern oder Kindern) bis zu 
drei Jahren für jede nahe Angehörige oder jeden nahen Angehörigen, 

3. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, die nach gesetzlichen Bestim-
mungen dienstlichen Interessen dienen; dies gilt auch, wenn durch die oberste 
Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle schriftlich anerkannt ist, dass 
der Urlaub dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient. 

(3) Die Feststellung über die Berücksichtigung von Zeiten nach Absatz 1 Satz 3 und 
Absatz 2 trifft die Präsidentin oder der Präsident der Hochschule sowie die Rektorin 
oder der Rektor der Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer. 
(4) 1Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern 
der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen, wenn dies 
erforderlich ist, um die Professorin oder den Professor aus dem Bereich außerhalb 
der deutschen Hochschulen zu gewinnen oder um die Abwanderung der Professorin 
oder des Professors in den Bereich außerhalb der deutschen Hochschulen abzu-
wenden. 2Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwischen den Grundge-
hältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 ferner überstei-
gen, wenn die Professorin oder der Professor bereits an ihrer oder seiner bisherigen 
Hochschule Leistungsbezüge erhält, die den Unterschiedsbetrag zwischen den 
Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 über-
steigen und dies erforderlich ist, um die Professorin oder den Professor für eine an-
dere deutsche Hochschule zu gewinnen oder ihre oder seine Abwanderung an eine 
andere deutsche Hochschule zu verhindern. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für hauptberufliche Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien 
an Hochschulen, die nicht Professorinnen oder Professoren sind. 4In den Fällen der 
Sätze 2 und 3 kann bei der Verleihung des Amtes der Präsidentin oder des 
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Präsidenten einer Universität auch Einkommen berücksichtigt werden, das neben 
der bisherigen Besoldung erzielt wurde. 
 
§ 38 LBesG Grundsätze zur Gewährung von Leistungsbezügen 
(1) 1Bei der Entscheidung über Leistungsbezüge nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 (Be-
rufungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge) sind insbesondere die individuelle Qualifika-
tion, die besondere Bedeutung der Professur, die Bewerberlage und die Arbeits-
marktsituation in dem jeweiligen Fach zu berücksichtigen. 2Diese Leistungsbezüge 
werden in der Regel unbefristet vergeben. 3Seit der letzten Gewährung sollen min-
destens drei Jahre vergangen sein. 4Es kann bestimmt werden, dass unbefristet ge-
währte Berufungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge an den regelmäßigen Besoldungs-
anpassungen teilnehmen. 
(2) 1Für besondere Leistungen, die erheblich über dem Durchschnitt liegen und in 
der Regel über mehrere Jahre in den Bereichen Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbil-
dung oder Nachwuchsförderung erbracht werden müssen, können besondere Leis-
tungsbezüge nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 gewährt werden. 2Sie können als Ein-
malzahlung oder als monatliche Zahlungen für einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren 
befristet vergeben werden. 3Im Falle einer wiederholten Vergabe können besondere 
Leistungsbezüge unbefristet mit einem Widerrufsvorbehalt für den Fall des erhebli-
chen Leistungsabfalls gewährt werden. 4Es kann bestimmt werden, dass unbefristet 
gewährte besondere Leistungsbezüge an den regelmäßigen Besoldungsanpassun-
gen teilnehmen. 
(3) 1Hauptberuflichen Leiterinnen und Leitern und sonstigen Mitgliedern von Lei-
tungsgremien an Hochschulen wird für die Dauer der Wahrnehmung dieser Aufga-
ben ein Funktions-Leistungsbezug nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 gewährt. 2Für die 
Wahrnehmung besonderer Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung 
oder Hochschulleitung können Funktions-Leistungsbezüge gewährt werden. 3Die 
Bemessung der Funktions-Leistungsbezüge richtet sich nach § 21, insbesondere 
sind die im Einzelfall mit der Aufgabe verbundene Verantwortung und Belastung so-
wie die Größe und Bedeutung der Hochschule zu berücksichtigen. 4Die Funktions-
Leistungsbezüge können ganz oder teilweise erfolgsabhängig vereinbart werden. 
5Funktions-Leistungsbezüge nach Satz 1 nehmen an den regelmäßigen Besol-
dungsanpassungen teil. 
 
§ 39 LBesG Forschungs- und Lehrzulage 
1Professorinnen und Professoren, die Mittel privater Dritter für Forschungs- oder 
Lehrvorhaben der Hochschule einwerben und diese Vorhaben durchführen, kann für 
die Dauer des Drittmittelflusses aus diesen Mitteln eine Zulage gewährt werden, so-
weit der Drittmittelgeber bestimmte Mittel ausdrücklich zu diesem Zweck vorgesehen 
hat. 2Eine Zulage darf nur gewährt werden, soweit neben den Einzel- und Gemein-
kosten des Forschungs- oder Lehrvorhabens auch die Zulagenbeträge durch die 
Drittmittel gedeckt sind. 3Die im Rahmen des Lehrvorhabens anfallende Lehrtätigkeit 
ist auf die Lehrverpflichtung nicht anzurechnen. 4Forschungs- und Lehrzulagen dür-
fen jährlich 100 v.H. des Jahresgrundgehalts nicht überschreiten; sie nehmen nicht 
an regelmäßigen Besoldungsanpassungen teil. 
 
§ 40 LBesG Verordnungsermächtigung 
(1) Das für das Hochschulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem für das finanzielle öffentliche Dienstrecht zuständigen Ministerium 
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durch Rechtsverordnung Grundsätze, Zuständigkeiten und Verfahren für die Ausge-
staltung der Hochschullehrerbesoldung nach Maßgabe der §§ 37 bis 39 zu regeln; 
dabei sind auch Grundsätze und Maßstäbe für die Vergabe von Funktions-Leis-
tungsbezügen nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 für Funktionen unterhalb der Leiterin 
oder des Leiters, der stellvertretenden Leiterin oder des stellvertretenden Leiters und 
der Kanzlerin oder des Kanzlers einer Hochschule festzulegen. 
(2) 1Die Ermächtigung nach Absatz 1 umfasst auch die Befugnis, ein geeignetes 
Steuerungs- und Informationsinstrument zur Regelung der Besoldungsausgaben für 
die in die Besoldungsgruppen W 2 und W 3 sowie C 2 bis C 4 eingestuften Profes-
sorinnen und Professoren, Präsidentinnen und Präsidenten, Vizepräsidentinnen und 
Vizepräsidenten, Rektorinnen und Rektoren, Prorektorinnen und Prorektoren sowie 
Kanzlerinnen und Kanzler festzulegen. 2Hierzu kann jeder Hochschule ein bestimm-
tes, an regelmäßigen Besoldungsanpassungen teilnehmendes Professorenbesol-
dungsvolumen zugewiesen werden, in dessen Rahmen sich die Besoldungsausga-
ben der Hochschule zu halten haben. 3Das Professorenbesoldungsvolumen kann, 
vorbehaltlich der Mittelbereitstellung durch den Haushaltsgesetzgeber, erhöht und 
zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit vorübergehend überschritten werden. 4Ver-
änderungen in der Stellenstruktur sowie Planstellenzu- und -abgänge sind zu be-
rücksichtigen. 
 
§ 67 LBesG Übergangsvorschrift für vorhandene Ämter der Besoldungsord-
nung C 
(1) 1Die Ämter der Professorinnen und Professoren, Hochschuldozentinnen und 
Hochschuldozenten, Oberassistentinnen und Oberassistenten, Oberingenieurinnen 
und Oberingenieure sowie der wissenschaftlichen und künstlerischen Assistentin-
nen und Assistenten der Besoldungsordnung C werden für vorhandene Amtsinha-
berinnen und Amtsinhaber als künftig wegfallende Ämter in der Landesbesoldungs-
ordnung C (kw) (Anlage 5) fortgeführt. 2Bei Beamtinnen und Beamten, deren Ämter 
am 30. Juni 2013 in der Bundesbesoldungsordnung C des Bundesbesoldungsge-
setzes in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung ausgebracht waren, wer-
den die bisherigen Ämter in die entsprechenden Ämter und Besoldungsgruppen der 
Anlage 5 überführt. 3Für diese Beamtinnen und Beamten gelten die Vorschriften die-
ses Gesetzes nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5. 
(2) 1Das Grundgehalt nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 für die in Absatz 1 genannten Beamtin-
nen und Beamte ergibt sich aus Anlage 10. 2Das Grundgehalt wird, soweit gesetzlich 
nicht etwas anderes bestimmt ist, nach Stufen bemessen. 3Das Aufsteigen in den 
Stufen bestimmt sich nach Zeiten mit dienstlicher Erfahrung (Erfahrungszeiten), wel-
che in jeder Stufe zwei Jahre betragen. 4§ 29 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 Satz 2 und 3 
und Abs. 8 sowie § 30 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 
(3) 1Beamtinnen und Beamte der Besoldungsordnung C (kw) werden den Stufen des 
Grundgehalts der Anlage 10 zugeordnet. 2Die Zuordnung erfolgt betragsmäßig ent-
sprechend dem am 30. Juni 2013 zustehenden Grundgehalt, wobei ausschließlich 
für den Zweck der Überleitung das in der Besoldungsgruppe C 4 zu diesem Zeitpunkt 
zustehende Grundgehalt um 1,0 v.H. fiktiv erhöht wird; § 66 Abs. 1 Satz 4 gilt ent-
sprechend. 3Mit der Zuordnung zu einer Stufe des Grundgehalts der Anlage 10 be-
ginnen die für die Stufen maßgebenden Zeitabstände. 4Bereits in einer Stufe mit dem 
entsprechenden Grundgehaltsbetrag verbrachte Zeiten mit Anspruch auf Grundgeh-
alt werden angerechnet; § 30 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 
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(4) 1Ein nach bisherigem Recht zustehender Zuschuss zum Grundgehalt in Höhe 
des am 30. Juni 2013 zustehenden Betrags wird unverändert weitergewährt. 2Ist der 
Zuschuss zum Grundgehalt unter der Voraussetzung gewährt worden, dass er beim 
Aufsteigen in den Stufen um den Steigerungsbetrag des Grundgehalts zu vermin-
dern ist, ist diese Maßgabe auch im Fall des Stufenanstiegs nach Absatz 2 Satz 3 
zu beachten. 3Im Fall eines befristeten Zuschusses gelten die Sätze 1 und 2 nur für 
die Zeit der Befristung. 4Die Gewährung neuer oder die Erhöhung bestehender Zu-
schüsse ist ausgeschlossen. 5Die Zuschüsse gelten für Zwecke dieses Gesetzes als 
Leistungsbezug nach § 3 Abs. 1 Nr. 3. 
(5) 1Eine Zulage nach § 39 wird nicht gewährt. 2Professorinnen und Professoren, die 
zusätzlich zu Aufgaben des ihnen verliehenen Amtes Leitungsaufgaben an einer 
Hochschule wahrnehmen, erhalten eine Stellenzulage nach Maßgabe der Hoch-
schulleitungs-Stellenzulagenverordnung vom 3. August 1977 (BGBl. I S. 1527) in 
der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung; die Beträge ergeben sich aus 
Anlage 10. 
(6) 1Auf Antrag wird Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppe C 4 (kw) 
ein Amt der Besoldungsgruppe W 3 und Professorinnen und Professoren der Besol-
dungsgruppen C 2 (kw) und C 3 (kw) ein Amt der Besoldungsgruppe W 2 oder W 3 
übertragen. 2Der Antrag ist unwiderruflich. 3In diesen Fällen findet § 51 keine Anwen-
dung. 
 
Anlage 44 Landesbesoldungsordnung W 
 
Vorbemerkungen 
 
I. Allgemeine Vorbemerkungen 
 
1. Amtsbezeichnungen 
Die Amtsbezeichnungen sind in jeder Besoldungsgruppe nach der Buchstabenfolge 
geordnet. Die Beamtinnen führen die Amtsbezeichnung in der weiblichen Form; die 
Beamten führen die Amtsbezeichnung in der männlichen Form. 
 
2. Zuordnung von Ämtern 
(1) Die Ämter der Professorinnen und Professoren an Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften und an Universitäten werden unter Berücksichtigung des § 21 den 
Besoldungsgruppen W 2 und W 3 zugeordnet. Der Anteil der Ämter, die den Besol-
dungsgruppen W 2 und W 3 zugeordnet sind, ergibt sich aus den Stellenplänen der 
Hochschulen. Veränderungen der Anteile der Planstellen an diesen Besoldungs-
gruppen bedürfen der Anpassung der hierfür zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel durch Haushaltsgesetz. 
(2) An der Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer werden die 
Ämter der Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppe W 3 zugeordnet. 
 
II. Stellenzulagen 
 
3. Zulage für Professorinnen und Professoren bei obersten Gerichtshöfen oder bei 
obersten Behörden des Bundes oder eines anderen Landes 
(1) Professorinnen und Professoren erhalten während der Verwendung bei obersten 
Gerichtshöfen oder bei obersten Behörden des Bundes oder eines Landes, der oder 
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das für seine Professorinnen und Professoren bei seinen obersten Gerichtshöfen 
oder obersten Behörden eine Zulagenregelung getroffen hat, die Stellenzulage in 
der nach dem Besoldungsrecht des Bundes oder dieses Landes bestimmten Höhe, 
wenn der Dienstherr, bei dem die Professorin oder der Professor verwendet wird, 
diese Stellenzulage erstattet. 
(2) Die Konkurrenz- und Anrechnungsregelungen des Bundes oder des Landes, bei 
dem die Verwendung erfolgt, sind anzuwenden. 
(3) § 51 findet bei Beendigung der Verwendung keine Anwendung. 
 
III. Sonstige Zulagen 
 
4. Bewährungszulage 
Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppe W 1 erhalten, wenn die Eva-
luierung mit orientierendem Charakter (§ 54 Abs. 2 Satz 2 des Hochschulgesetzes) 
positiv ausfällt, eine Zulage in Höhe von monatlich 270,84 Euro. 
 
5. Zulage zu den Dienstbezügen für Professorinnen und Professoren als Richterin-
nen und Richter 
Professorinnen und Professoren an einer Hochschule, die zugleich das Amt einer 
Richterin oder eines Richters der Besoldungsgruppen R 1 oder R 2 ausüben, erhal-
ten, solange sie beide Ämter bekleiden, die Dienstbezüge aus ihrem Amt als Profes-
sorin oder Professor und eine Zulage. Die Zulage beträgt, wenn die Professorin oder 
der Professor ein Amt der Besoldungsgruppe R 1 ausübt, monatlich 214,11 Euro, 
wenn sie oder er ein Amt der Besoldungsgruppe R 2 ausübt, monatlich 239,67 Euro. 
 
Landesbesoldungsordnung W  
 
Besoldungsgruppe W 1 
 
Professorin als Juniorprofessorin, Professor als Juniorprofessor 
 
Besoldungsgruppe W 2 
 
Kanzlerin, Kanzler der …  
 
Professorin, Professor an einer Hochschule für angewandte Wissenschaften – 
 
Universitätsprofessorin, Universitätsprofessor 
 
Besoldungsgruppe W 3 
 
Kanzlerin, Kanzler der …  
Kanzlerin, Kanzler der Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften 
Speyer 
Präsidentin, Präsident der …  
 
Professorin, Professor an einer Hochschule für angewandte Wissenschaften – 
 
Prorektorin, Prorektor der … 
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Rektorin, Rektor der …  
Universitätsprofessorin, Universitätsprofessor 
Vizepräsidentin, Vizepräsident der …  
 

 
 

1 Hochschulgesetz (HochSchG) vom 23. September 2020, GVBl. S. 461; zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 22. Juli 2021, GVBl. S. 453. 
2 Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern (Beamtensta-
tusgesetz – BeamtStG) vom 17. Juni 2008, BGBl. I S. 1010; zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 20. Dezember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 389. 
3 Landesbesoldungsgesetz (LBesG) vom 18. Juni 2013, GVBl. S. 157, 158; zuletzt geändert durch § 11 
des Gesetzes vom 29. Juli 2024, GVBl. S. 302. 
4 Anlage 4: Text gilt seit 07. Dezember 2020. 
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